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2,Boiblatt Beiblatt zur Pnrlüncntskorrespondenz" -_._---- 29.Juni 1950. 

•. österreich bekennt sich zun Asyl~E:.~ .für J2?l!~~~.he FlüehtlinaCe, 
ge It. • 

zu A n fr a e e ben n t W 0 r t _!Ln g .. 

In Be on twortunc der AnfraGe der AbGaS tür ß h kund Genoo sen, 

betl'off'end die Gewährung dos Asylrechtes für politische Flüchtlinge, führt 

Bundesoinister für Inneres Hel r1 e I' aus! 

Am 16.5.1950 wm.:-den sechs jUBend1ichc uncurisohe Staatsbürger, von 
~~ 

denen zwei 18, zwei 17 J~hre alt waren und zwei in 16 0 Lebensjahre standen, 

itl Bereiche der Be zirksho.uptnal1nschaft Fürstenfe Id in Steieroark von Gen­

cJArcerieo'rga.nen aufgegriffen und der Bezirkshaupton.nnschaft vorgefUh;t. dll 

sie unbef'ugt nach Österreich..eingerei~·;;' waren o 

Bei der Einvern~De gab einer der Jugendlichen an, er wolle in 

Österreioh Arbeit suchen; die fünf anderen begründeten ihre heioliche Ausreise 

~us Ungarnnit ~~swanderungS~länen, wobei nur zwei ein bestiontes Reiseziel 

anaeben konnten; ·der eine wollte seine allßeblich i21 Württe:aberg lebende 

Schwester aUfSUChen, der rutdere erzählte von eineD Onkel in Detroit in den 

Vereinigten staaten, zu den' er sich beGeben wollt e Die übrigen drei gaben als 

Reiseziel "Ubersee" an. 

Trotz eingehender Befragung konnten keine Unstände festgestellt uerden, 

die die Jueendlichen als politische Flüchtlinge hätten erscheinen lassen. 

Esnusste souit als einwandfrei feßtstehend angesehen werden, do.ss 

es sich nicht um politische Flüchtlinge, sondernuo jug"ndli~e Grenzgänger 

handelte,. die offensichtlich nur aus Reise- und Abenteuerlust nach Österreich 

gekoOt.len waren, weshalb sie von der Bezirkshauptoannschaft FUrstenfeld detl 

Gendarnel"iepostenkor.nando Jennersdorf r.ut deJ:l Ersuchen übergeben wurden, die 

Rückführung in ihr Elternhaus zu veranlassen. 

Ich habe wiederholt in aller Öffentlichkeit erklärt, dass ich Dich 

nioht nur c.ls Innencinister, sondern auch persönlich zu deo Grundsatze des 

Asylrechtes für politische Flüchtlinge bekelmeo Dieses Asylrecht wurde biSher, 

soweit es in der 1bchtder österreichischen Beh5rden stand, auch iooer allen 

Personen gewährt, die nuf österreichisches Staat sgebiet gekol:JLlen wa.renlt um 

einer Verfolgung wegen ihrer politischen Gesinnung in ihren Hematlande zu 

entgeben; die ihre Heiont deshnlb verlassen haben, weil ihnen wegen ihrer 

politischen Haltung eine Existenznöglichkeit genonnen worden r~r und die 

io Falle einer Rückkehr nit längeren Freiheitsentzug oder gar Verlust dcs 

Lebens rechnen oüssten~ 
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3, Be1blatt Beiblatt zur PnrlarJcnts!:orrcspondenz. 29.Juni 1950. 

Keine dieser Voraussetzungen uar. ,aber in Falle der unbefugten Ein­
le~se de~ in Rede stehenden sechs ungarischen Jugendlichen eeeeben_ Sie wurden 
daher voa der Sieherheitsbehörden zu Recht lediglich als illegale Grenz­

gän~er behaBdelt und zu ihren Eltern nach Hause geschickt. 

DM Asylrecht auf Fälle solcher Art auszudehnen, '\1ürde bedeuten. 

unsere Grenzen auch jenen Personen für den illegalen Grenzübertritt zu dffnen, 

deaen es aus irgend einen Grunde in ihrer Heinat nioht gefällt t ohne daS8 

sie auch 11ur io geringsten eine Verfolgung aus politischen Gründen glaubhaft 

r.w.ohen könnten. 
Dies aber lJÜsste Österreich als unnittelbaren Nachba.rn l:1ehrerer 

Sta.aten, deren Bewohner den Vernehoen naoh zu einen grassen Teil anderen 

Lebellsbedingungen als in eieenen tande den Vorzug geben würden, in eine 

unhaltbare Situation der Überbevölkerung bringen, die gegenüber den eigenen 

~~dsleuten von niecand verantwortet bzw o gerechtfertigt werden könnte. 
Zu 'dieseIl von rein nenschlichen Standpunkt sicllerlich. nicht sehr 

betriedigendea Ergebnis und der daraus resultierenden Haltung ouss Österreich 

nicht zuletzt deshalb gelangen, weil die anderen Stauten oit deo gleichen 

Asylprinzip weniG Bereitschaft zeigen, nit Österreich die Lastel\ zu teilen, 

die allein schon die bereitwillige Aufn~mJe der zahlreichen, tatsäohlich 

pclit1so~en Flüchtlinge I:lit sich bringt. 
Ich habe in vorliegenden Falle keinen Anlass gefunden, ein Verschulden 

einer asterreiohischen Dienststelle festzustellen oder ein Beh8rdenorgnn zur 

VO:>:mtvfortung zu ziehen. 

Ich habe vielnehr bei dieser Gelegenheit feststellen können, dass die 

zur Elltsoheidung in solchen Fällen verpflichteten österreiohischen Or[,tlne~. 

sich bei der Prüfung, ob die Qualifikation "pali tischer Flüchtling" gegeben 

1at, der gebotenen Ge~isscnhaftickeit und Gründlichkeit befleissieen • 

.. t!- .... -,-.-.-
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